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NACHRICHTEN 

Entscheid über An
klage erst 2001 
BONN: Ob sich de r  ehemali
g e  deutsche Bundeskanzler 
u n d  CDU-Vorsitzende Hel
mut  Kohl wegen der  Par-
teispendenaffare v o r  Gericht 
verantworten muss, wird 
nach Angaben der  Bonner 
Staatsanwaltschaft erst im 
nächsten J ah r  entschieden. 
Ihr  Sprecher Bernd König 
erklärte a m  Montag, die 
Anklagebehörde warte der
zeit n o c h  a u f  die Stellung
nahme v o n  Kohls Anwälten 
nach der  Akteneinsicht. 
Die ursprüngliche Hoff
nung,  eine Entscheidung 
über Anklage oder  Einstel
lung des Ermittlungsverfah
rens noch  i n  diesem J a h r  
fällen zu können, habe sich 
zerschlagen, sagte König. 

150 Rebellen In 
Guinea getötet 
CONAKRY: Bei bewaffneten 
Auseinandersetzungen in  
Guinea s ind a m  Montag  
nach Regierungsangaben 
mindestens 150 Rebellen 
getötet worden. Die Kämpfe 
zwischen den Aufständi
schen u n d  Regierungstrup
pen  fanden demnach im 
Südwesten des westafrika
nischen Staates statt. Wie 
de r  Minister fiir Gebietsver
waltung mitteilte, gebe es 
noch keine Informationen 
über  Opfer un te r  de r  Zivil
bevölkerung oder in de r  Ar 
mee. 

Kein Ende des 
«Todesfastens» 
ISTANBUL: Auch n a c h  der  
Verschiebung der  geplanten 
Gefängnisreform ist kein 
Ende der  Hungerstreiks in 
18 türkischen Haftanstalten 
in Sicht. Die Bemühungen 
u m  ein Ende des so ge 
nann ten  «Todesfastens» g in 
g e n  indes weiter. Der Ge
sundheitszustand d e r  203 
Häftlinge, die zum Teil seit 
53 Tagen j e d e  Nahrung ver 
weigern, verschlechtert sich 
v o n  Tag z u  Tag. Die Häft
linge fordern unter  ande 
rem, dass die neuen Ge
fängnisse mit einem Zellen
system ga r  nicht  eröffnet 
werden und  die Staatssi
cherheitsgerichte abge
schafft werden. Ausserdem 
verlangen sie die Abschaf
fung  der  Anti-Terror-Geset-
ze  und  fordern, dass fiir 
Folter verantwortliche Ge
fängnisbeamte verurteilt 
werden. 

Wüstenkonferenz 
der UNO eröffnet 
BONN: Die fortschreitende 
Verödung u n d  Austrock
n u n g  von  Land bedroht 
weltweit die Existenzgrund
lage v o n  rund 1,2 Milliar
den Menschen. Das ist ein 
Fünftel de r  Weltbevölke
rung.  Die reicheren Indu
strieländer müssten ihre Ko
operation u n d  auch die fi
nanzielle Hilfe verstärken, 
sagte der  Direktor des UNO-
Wüstensekretariats a m  
Montag in Bonn zum Auft 
akt  de r  UNO-Wüstenkonfe-
renz. Die Folgen der  Wüs
tenbildung in Trockenre
gionen seien steigende Ar
mut, knappe Nahrungsmit
tel u n d  auch  verstärkt Wan
derungsbewegungen in a n 
dere Kontinente. Es dürfe 
keine Zeit verloren werden, 
u m  gegenzusteuern. 

EU-Chefs bringen Vertrag 
von Nizza unter Dach und Fach 

Späte Einigung auf  Stimmenneygewichtung - Gipfel mehrfach am Rande des Scheiterns 
NIZZA: Nach fünftägigem 
Ringen haben sich die EU-
Staats- und Regierung
schefs bei ihrem Gipfel
treffen in Nizza auf  eine 
Reform des Unionsver
trags geeinigt. Der Kom-
promiss sieht eine Neu
verteilung der Macht vor, 
nachdem zuvor die klei
nen Staaten mit einer 
Blockade gedroht hatten. 
Der deutsche Bundeskanzler 
Gerhard Schröder äusserte sich 
zufrieden über das Ergebnis, 
merkte aber an :  «Wir hätten 
uns  mehr  erwünscht.» Der f ran
zösische Präsident Jacques Chi
rac sprach von einem zufrieden
stellenden Ergebnis für  ganz 
Europa. 

Das grosse Problem 
Die Neugewichtung der  

Stimmen im Rat w a r  das Pro
blem, das den EU-Gipfel mehr
fach a n  den Rand des Schei
terns brachte. Die französische 
Präsidentschaft musste mehrere 
überarbeitete Kompromissvor
schläge vorlegen, die bis zuletzt 
a u f  d e n  Widerstand der  kleinen 
Staaten, vor  allem Belgiens, 
stiessen. Der belgische Minis

terpräsident Guy Verhofstadt 
lenkte ein, nachdem e r  mehr  
Stimmen für die Beitrittskandi
daten Rumänien und  Litauen 
erwirkt hatte.  

Verhofstadt betonte aber, es 
sei ihm v o r  allem darauf  ange
kommen, dass die Beneluxstaa-
ten als EU-Gründerstaaten z u 
sammen ebenso viele Stimmen 
erhielten wie jedes der  yie^. 
grössten Länder. «Wir wollten 
mehr  u n d  nicht weniger Euro
pa», sagte e r  vo r  Journalisten. 
Der portugiesische Ministerprä
sident Antonio Guterres, de r  
ebenfalls für  die Aufwertung 
der  kleinen Länder gefochten 
hatte, nann te  das Ergebnis v o n  
Nizza einen guten Vertrag. 

Die Skala der  Stimmen im 
Ministerrat wurde ausgedehnt,  
u m  die unterschiedlichen Be
völkerungszahlen besser zu r e 
flektieren. Sie reicht künftig,  
v o n  drei bis 29. Die vier  g ros
sen Staaten Deutschland, 
Frankreich, Italien und Gross
britannien erhalten jeweils 2 9  
Stimmen, Malta als kleinstes 
Land drei. Spanien und  Polen 
folgen dicht mit 27 Stimmen. 
Ein breites Mittelfeld v o n  
Rumänien bis  Österreich erhält  
zwischen 14 und  zehn St im
men. Die kleinen Staaten v o n  

Frankreichs Präsident Jacques Chirac nach dem Gipfel: «Die Kon
struktion Europas ist die Kunst  des Möglichen». (Bild: Keystone) 

der Slowakei bis Luxemburg 
sind mit sieben bis vier  St im
men vertreten. Jede Abstim
m u n g  erfordert künftig eine Art 
dreifacher Mehrheit. Ein Be-
schluss muss sowohl die quali
fizierte Mehrheit der Stimmen 
als auch 62 Prozent der  Bevöl

kerung hinter sich haben.  Aus
serdem dar f  e r  nicht  gegen die 
einfache Mehrheit der  Mit
gliedstaaten zu Stande kom
men. Zuvor hatten sich die EU-
Chefs bereits a u f  die künftige 
Gestalt der  Kommission, die 
Ausdehnung der  Mehrheitsent

scheidungen, die Möglichkeit 
zur  verstärkten Zusammenar
beit fiir integrationswillige 
Staaten u n d  eine weitere Re
formkonferenz im Jahre  2004 
geeinigt. Vor allem die Ausdeh
nung  der  Mehrheitsentschei
dungen geriet dabei als Mini
mallösung. So gab keiner der 
Regierungschefs i n  einem Poli
tikbereich sein Veto auf, der 
ihm a m  Herzen lag. Deutsch
land behielt sein Veto bei der 
Asyl- u n d  Einwanderungspoli
tik. 

«Kunst des Möglichen» 
«Die Konstruktion Europas ist 

die Kunst des Möglichen», er
klärte Chirac den  hinter  den  Er
wartungen zurückgebliebenen 
Komprom iss. Europa werde 
nicht ohne  die Europäer ge
macht. Er sei überzeugt, dass 
Nizza als grosser und  erfolgrei
cher Gipfel in  die europäische 
Geschichte eingehen werde, 
sagte Chirac. Premierminister 
Lionel Jospin nann te  das Er
gebnis ein ausgewogenes Pa
ket, das den Weg zu r  Erweite
rung der  EU öffne. Schröder 
nannte  das eigentlich Histori
sche an dem Gipfel, dass die EU 
je tz t  erweiterungsfähig gewor
den sei. 

Friedensprozess wieder in Gang bringen 
Eine internationale Kommission will den Weg für den Frieden in Nahost ebnen 

JERUSALEM: Mit  in te rna t io 
na le r  Hilfe soll d e r  Fr iedens
prozess zwischen Israel u n d  
d e n  Paläst inensern wieder  i n  
Gang  gebracht  u n d  d e r  Teu
felskreis d e r  Gewal t  ges toppt  
werden .  

A m  Montag n a h m  eine Kom
mission unter  Leitung des ehe
maligen US-Senators George 
Mitchell ihre Untersuchungen 
zu den  blutigen Unruhen auf, 
denen in den vergangenen 
zehn Wochen mehr  als 300  
Menschen zum Opfer gefallen 
sind. In Israel bahnte  sich u n 

terdessen eine Neuauflage des -
Wahlduells zwischen Minister
präsident Ehud Barak und  des
sen Vorgänger Benjamin Ne
tanjahu an .  

Gewalt reduzieren 
«Wir hoffen, dass unsere A r 

beit dabei helfen wird, das A u s -
mass der  Gewalt zu reduzieren, 
die so viele Menschenleben ge 
fordert hat», sagte Mitchell 
nach einem Treffen mit Barak. 
Die Kommission, der  auch d e r  
aussenpolitische Beauftragte 
der  EU, Javier Solana, a n 
gehört, wolle dazu beitragen, 

dass die Konfliktparteien m ö g 
lichst bald a n  den Verhand
lungstisch zurückkehren. Ein 
Berater Baraks sagte im Rund
funk, Israel habe bei seinem 
Vorgehen gegen palästinensi
sche Demonstranten und  Ge
walttäter nichts zu verbergen 
und  müsse sich auch nicht 
schämen. 

Die Kommission bereist auf 
palästinensischen Wunsch Isra
el und die Autonomiegebiete. 
Die Autonomiebehörde wirft 
Israel unverhältnismässige Ge
walt vor, insbesondere gegen 
jugendliche Steinewerfer. Sie 

verweist darauf, dass m e h r  als 
70 der  seit dem 28. September 
getöteten Palästinenser unter  
18 Jahre  alt gewesen seien. 

«Kein Tribunal» 
Solana wies da rau f  hin, dass 

die Kommission kein Tribunal 
sei. Ihr Zweck sei «eine Analyse 
der  Lage, u m  zu sehen, ob wir 
beiden Seiten Empfehlungen 
für die Zukunft machen k ö n 
nen», sagte Solana nach  einem 
Treffen mit d e m  israelischen 
Aussenminister Schlomo Ben 
Ami. Nach den Gesprächen in  
Israel wollte die Kommission 

nach Gaza Weiterreisen, wo ein 
Treffen mit dem palästinensi
schen Präsidenten Jassir Arafat 
geplant war. Ben Ami bekräf
tigte, seine Regierung wolle 
ungeachtet  der bevorstehenden 
Neuwahlen den  Friedenspro
zess fortsetzen. Barak sagte 
Abgeordneten seiner Arbeits
partei, Israels einzige Option sei 
der Versuch, die jüngs ten  Un
ruhen einzudämmen u n d  ein 
Friedensabkommen. auszuhan
deln. Alles andere sei «leeres 
Geschwätz», betonte Barak in 
Anspielung a u f  seinen schärf
sten Rivalen Netanjahu. 

Berufungsgericht lässt Anklage 
gegen Pinochet fallen 

i SANTIAGO: Ein Berufungs
gericht in Santiago hat am 

; Montag die Anklage gegen 
den chilenischen Exdiktator 
Augusto Pinochet wegen Ttt- • 
tung und Entführung fallen 
gelassen. Gleichzeitig wurde 
auch der Hausahrest gegen 

: den 85-Jährigen wieder auf-
I gehoben. •-

* Anwälte der Kläger kündigten 
an sie wollten vor dem Ober
sten Gerichtshof Chiles Beru-

tfung gegen das mit drei zu 
' null Richterstimtnen ' gefällte 
; Urteil einreichen Bei der An
klage geht es um die so ge
nannte Karagane des Todes. 

['Dieses Militärkommando: ent- • 
f führte oder ermordete unmit-
• telbar nach dem Putsch PJno-
ichets im Herbst 1975 in raeH-
j"reren Städten 73 politische • 
^Gefangene. " - ?•: >* 
fADie Anwälte Pinochets hat
t e n  Einspruch gegen die An-;  

Wage1,eingereicht, die,der Un
tersuchungsrichter Juön Guz-

;,man a m  vergangenen Freitag 
' "'loben Hattet Guzmari habjf»' 
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gegen das Gesetz Verstössen, 
weil er Pinochet zuvor nicht 
angehört habe, «klärten sie. 
Vertreter der Anklage hielten 
dem entgegen^ dass zwei-von 
Pinochet- während seines. 
Hausarrests in London ausge
füllte- Fragebögen die An
hörung ersetzt hätten. Guzman 
hat den General wegen Mordes; 

an den 55 gefundenen Opfern 
der Karawane des Todes und 
wegen Entführung der 18 Ver
schwundenen angeklagt 

Der Anwalt Pinochets, Ser
gio; Castro, freute sich nach 
dem Urteil des Berufungsge
richts und rief Journalisten zu: 
«Wir haben gewonnen.» Eine 
djir Klägerinnen, die Rechts-' 
anwältlni Carmen Hertz, er
klärte,- das' Urteil des Beru
fungsgerichts beziehe sich le
diglich auf technische Fragen, 
nicht auf Inhaltliche. «Wir ge-

rhen nun vor das Oberste Ge
richt», sagte Hertz. Ihr Mann, 
ein Oppositioneller, war wäh
rend dervon 1973 bis 1990 

; dauernden'; Herrschaft : PIno-' 
fhet' getötet worden. 

Iliescu gewinnt Präsidentenwahl 
Ex-Kommunist will Rumänien in EU und NATO integrieren 
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BUKAREST: Der Ex-Kommu
nis t  Ion Iliescu ist neuer  Präs i 
den t  Rumäniens.  Der 7 0 -
Jährige schlug i n  der  St ich
wahl  a m  Sonntag  d e n  Rechts
extremen Corneliu Vadim T u -
dor.  

Iliescu kam nach Auszählung 
von  gut 80 Prozent der  Stim
men au f  rund 67 Prozent der 
Stimmen, Tudor konnte 33,1 
Prozent a u f  sich vereinigen, 
wie die Wahlkommission in 
Bukarest am Montag mitteilte. 
Nach Angaben des Meinungs
forschungsinstituts Imas 
stimmten die konservativen 
Wähler massiv für  den Sozial
demokraten Iliescu, u m  die 
Wahl Tudors zu verhindern. 

Iliescu dankte den Wählern 
angesichts der  «Bedrohung, der  
Demokratie und  Freiheit ausge
setzt waren.» Er versicherte, er  
werde den Prozess der Integra
tion Rumäniens in die Europäi
sche Union (EU) u n d  die NATO 
beschleunigen. Tudor sprach 
im staatlichen rumänischen 
Fernsehen v o m  «grössten 

Wahlbetrug im 20. J ah rhun
dert». 

Kampf gegen Armut 
Iliescu nannte als wichtigste 

Ziele seiner bevorstehenden 
vierjährigen Amtszeit die A n 
kurbelung der  Wirtschaft u n d  
den  Kampf gegen die Armut  
sowie die Stärkung der  staatl i
chen Autorität. «Das Härteste 

steht uns  noch  bevor, sowohl 
dem Parlament als auch mir», 
sagte der  70-Jährige. Bei der  
ersten Runde der  Präsident
schaftswahl a m  26. November 
w a r  auch  das Parlament neu 
gewählt worden. Iliescus Sozi
aldemokratische Partei (PDSR) 
kann n u n  als stärkste Kraft im 
Parlament eine neue Regierung 
bilden. 

Der 70-jährige Ex-Kommunis t  Ion Iliescu i s t  neuer Präsident 
Rumäniens. (Bild: Keystone) 


